
B e s c h l u B

In Sachen

Klägers und
Revisionsklagers‚

£assßbsrpllmäph.tisisr

gegen

die
Bundesanstalt

für Arbeitsvermittlung und Arbeit310senver—
sicherung, Nürnberg, Frauentorgraben 33 — 35,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7. Senat des Bundessozialgerichts am 29. Oktober 1955

unter Mitwirkung des

Senatspräsidenten Dr. B e r n d tk

als Vorsitzenden,

des Bundesrichters Dr. S c h m e i ß e r

und des Bundesrichters Dr. K 1 ä ß

beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Hessischen Landes—

sozialgerichts in_Darmstadt vom 27. April 1955 wird als unzu—

lässig verworfen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

G r_y_n d e_i...... _.

Das Hessische Landessozialgericht hat gegen sein Urteil vom

27. April 1955 die Revision nicht zugelassen. Sie ist deshalb

nur statthaft, wenn ein wesentlicher Mangel des Verfahrens ge—
rügt wird (5 162 Abs. 1 Nr. 2 des Sozialgerichtsgesetzcs —SGG—).
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Das Urteil des Landessozialgerichts ist dem Kläger am 21. Juni

1955 zugestellt worden. Mit Schriftsatz vom 18. Juli 1955 —
beim Bundessozialgericht eingegangen

am 19. Juli 1955 — hat er
Revision eingelegt mit dem Antrage, '

1. unter Aufhebung des Urteils des Landessozialgerichts

vom 27. April 1955 das Urteil des Sozialgerichts
' Kassel vom 31. August 1954 wiederherzustellen,

2. die Kosten des Berufungsverfahrens und der Revision

der Beklagten aufzuerlegen°

Im Schriftsatz
vom 16. August 1955 - beim Bundessozialgericht

eingegangen am 17. August 1955 — hat er die Revision damit be—

gründet, das angefochtene Urteil beruhe auf einem wesentlichen

Verfahrensmangel. Diesen erblickt er darin, daß die Berufung

verspätet begründet worden sei. Das Urteil des Sozialgerichts

vom 31. August 1954 sei der beklagten Bundesanstalt für Arbeits—

vermittlung und Arbeitslosenversicherung am 10. Februar 1955 zu—
gestellt worden. Ihre Berufung dagegen vom 4.1März 1955 sei zwar

am 5. März 1955, also rechtzeitig, beim Berufungsgericht einge—

gangen. Die Berufungsschrift habe aber keine Begründung enthal-„

ten. Eine solche sei vielmehr erst mit Schriftsatz vom 13. April

1955 —_beim Berufungsgericht eingegangen am 14. April 1955 —
eingereicht worden. Das Berufungsgericht hätte deshalb die Be—

rufung als unzulässig verwerfen müssen.

Wenn auch 5 151 Abs. 3 SGGnur vorschreibe, daß die Berufungs—
schrift neben der Angabe des angefochtenen Urteils und einem

bestimmten Antrag die zur Begründung dienenden Tatsachen und
Beweismittel angehen 39113, diese Bestimmung also nicht zwingend

sei, so
könne daraus jedoch nicht gefolgert werden, daß eine Be—

gründung überhaupt nicht erforderlich sei, und ebensowenig, daß

sie auf unbestimmte Zeit hinausgezögert werden könne. Vielmehr

müsse insoweit, da 5 151 SGG über die Frist, in der die Begrün—

dung der Berufung einzureichen sei, nichts besage, über den
5 202 SGG‘auf die entsprechenden Vorschriften der Zivilprozeß—

ordnung zurückgegriffen werden, hier auf 5 519 ZPO.
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Die Anwendung dieser Vorschrift sei auch nicht wegen grund—
sätzlicher Unterschiede in den beiden Verfahrensarten ausge—
schlossen. Der Zweck der Berufungsbegründung innerhalb einer

engbegrenzten Frist sei, den Gegner nicht auf unbestimmte Zeit

darüber im unklaren zu lassen, worauf der Berufungskläger den
Fortgang des Verfahrens stützen wolle, und insbesondere darüber,

ob und welche Tatsachen und Beweismittel von ihm etwa neu in

das Verfahren eingeführt würden.

Die Bundesanstalt hat beantragt, die Revision als unzulässig zu
verwerfen, hilfsweise als unbegründet zurückzuweisen.

Die Revision ist frist— und formgerecht eingelegt, aber nicht

statthaft (@ 169 SGG).

Statthaft ist sie schon deshalb nicht, weil der behauptete we—
sentliche Verfahrensmangel nicht schlüssig gerügt werden ist.

Das Sozialgerichtsgesetz hat die
Rechtsmittel

der Berufung und

Revision bewußt verschiedenartig geregelt. Wie die Amtliche Be—

gründung (Bundestagsdrucksache Nr. 4357) zu 5 112 des seiner—

zeitigen Regierungsentwurfs ausgeführt hat, verlangt die Auf—,

gabe des Bundessozialgerichts eine rechtsförmliche Ausgestal—

tung des Revisionsverfahrens. "Daher werden neben der Einlegung

der Revision die Begründung zwingend vorgeschrieben und Mindest—

erfordernisse hinsichtlich der Form festgelegt" (vgl. Hofmann—

Schroeter, Sozialgeriéhtsgesetz, Anm. 1 zu @ 164). Demgegen—

über ist bei der Berufung zwingend nur die Frist und die Form

der Einlegung im 5 151 Abs. 1 SGG geregelt. Im übrigen aber ist
“der Grundsatz der Formfreiheit maßgebend (ebenso Hofmann—

Schroeter, a.a.0., Anm. 3 zu 5 151). Deshalb sieht @ 151 Abs. 3

auch nur vor, daß die J5eruzf'ungsschrii’t das angefochtene Urteil

bezeichnen, einen bestimmten Antrag enthalten und die zur Be—

gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben 5911.

Daß es sich bei dieser Vorschrift um eine echte Soll—Vorschrift

handelt, aus deren Nichtbefolgung sich Rechtsnachteile für die

Beteiligten nicht ergeben, ist nach Wortlaut und Konstruktion

der Berufung unzweifelhaft (vgl. Hofmann—Schroeter, a.a.0.‚
‘
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Anm. 3 zu 5 151; Peters-Sautter—Wolff, Komm. zur Sozialgerichts—

barkeit, Erl. zu 5 151 — am Ende —; Hastler, Aufbau und Verfah—

ren der Sozialgerichtsbarkeit, Erl. zu 5 151). Werden die im

Abs. 3 des 5 151 vorgesehenen Angaben nicht gemacht oder wird

die Berufung nicht begründet, so ist es Aufgabe des Vorsitzeni

den des Senats, gemäß && 106, 153 SGGfür Aufklärung zu sorgen}

Im vorliegenden Falle hat aber die Bundesanstalt als Berufungs—

k1ägerin die Berufung mit Schriftsatz vom 13./l4. April 1955

sogar begründet, allerdings erst nach neun Wochen. 5 151 Abs. 5

SGG sieht jedoch keine Frist vor, innerhalb deren die Berufung

begründet werden soll°

Wenn der Kläger meint, daß über 5 202 SGG der 5 519 ZPO herange—

zogen und demnach die Berufung innerhalb eines Monats nach der

Einlegung begründet werden müsse, so ist das unzutreffend. Nach

5 202 SGG ist die Zivilprozeßordnung nur anzuwenden, soweit das

Sozialgerichtsgesetz "keine Bestimmungen über das Verfahren ent—

hält". Das Sozialgerichtsgesetz hat aber im Zweiten Abschnitt,

Erster Unterabschnitt, die Statthaftigkeit der Berufung und

das dabei zu beachtende Verfahren umfassend und grundsätzlich

abschließend geregelt. Für eine Heranziehung der Zivilprozeß—

ordnung ist deshalb kein Raum°

Unter diesen Umständen mangelt es schon an der Schlüssigkeit

der Verfahrensrüge, und die Revision mußte als unzulässig ver—

worfen werden (€ 169 Satz 2 SGG)’

Der Beschluß ergeht gemäß 5 169 Satz 5 SGG, die Entscheidung

über die Kosten in entsprechender Anwendung des 5 193 SGG.
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